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normen des Versicherungsschutzes und der materiellen 
Verantwortlichkeit zu gewährleisten. Das gilt nicht nur für 
die zivilrechtliche außervertragliche materielle Verantwort­
lichkeit der Bürger, sondern auch für die zivilrechtliche 
Verantwortlichkeit der Betriebe für schadensverursachen­
des Handeln ihrer Mitarbeiter.4

Gegenwärtig werden bei der Verhütung und Wiedergut­
machung von Schäden und — in Einheit damit — bei der 
Erziehung zu schadensvorbeugendem Verhalten noch nicht 
immer alle bestehenden rechtlichen Möglichkeiten konse­
quent angewandt. Dadurch können nicht nur Nachteüe für 
das sozialistische und persönliche Eigentum eintreten; es 
wird auch versäumt, auf den Rechtsverletzer erzieherisch 
Einfluß zu nehmen. Damit bleiben gesellschaftliche, ins­
besondere staatlich-rechtliche Möglichkeiten für die Vor­
beugung und Bekämpfung von Rechtsverletzungen unge­
nutzt.

Zu den Versicherungsfällen, die eng mit der zivilrecht­
lichen Verantwortlichkeitsregelung verbunden sind, gehö­
ren auch diejenigen, in denen ein Betrieb für den Schaden 
verantwortlich ist, der von einem Mitarbeiter gegenüber 
anderen Bürgern und Betrieben verursacht wurde (§ 331 
ZGB).6 Das sind solche Schadensfälle, die von der Staat­
lichen Versicherung auf Grund einer gesetzlichen oder 
freiwilligen Versicherung ausgeglichen werden, wobei aber 
nicht der materiell Geschädigte, sondern der Schädiger 
dagegen versichert ist, daß er wegen eines von ihm ver­
ursachten Schadens von einem Dritten in Anspruch genom­
men wird.

Inhalt und Zielstellung der Regelung
der Verantwortlichkeit der Betriebe für ihre Mitarbeiter

Praktische Untersuchungen zeigen immer wieder, daß die 
konsequente Anwendung der rechtlichen Regelung über 
die Verantwortlichkeit der Betriebe für ihre Mitarbeiter 
(§ 331. ZGB) oftmals aus unterschiedlichen Gründen 
Schwierigkeiten bereitet. Einer der Gründe ist das Zusam­
mentreffen zivil- und arbeitsrechtlicher Bestimmungen und 
das damit verbundene Zusammenwirken von Staatlicher 
Versicherung und Betrieb. Hinzu kommt, daß einige Be­
triebsleiter bisher die rechtliche Regelung des § 331 ZGB 
nicht in ihrer vollen Konsequenz verstanden haben.

Diese Regelung trägt wesentlich zur Erhöhung des 
zivilrechtlichen Schutzes des Geschädigten bei. Der ma­
teriell Geschädigte hat unabhängig davon, ob der Mit­
arbeiter des Betriebes seine Arbeitsaufgabe schuldhaft oder 
nicht schuldhaft verletzt hat, einen zivilrechtlichen An­
spruch allein gegenüber dem Betrieb. Die zivilrechtliche 
materielle Verantwortlichkeit des Betriebes gegenüber dem 
Geschädigten tritt allerdings nur dann ein, wenn der Mit­
arbeiter einen Schaden infolge einer ihm obliegenden 
betrieblichen Arbeitsaufgabe verursacht.

§ 331 ZGB macht deutlich, daß die Stellung des Werk­
tätigen in der sozialistischen Gesellschaft — und speziell 
im sozialistischen Betrieb — es ausschließt, daß ein Werk­
tätiger für einen Schaden, den er in Ausübung seiner 
beruflichen, gesellschaftlich nützlichen Arbeit einem ande­
ren zugefügt hat, dem Geschädigten gegenüber verantwort­
lich ist. Die Regelung geht dabei von dem Grundsatz aus, 
daß ein Werktätiger in Ausübung seiner beruflichen Tätig­
keit, in Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben als Mit­
glied eines Kollektivs handelt, das auf seine Tätigkeit 
aktiv Einfluß nimmt und damit auch für sein Handeln 
Verantwortung trägt. Diese Verantwortung des Kollektivs 
endet auch dann nicht, wenn ein Werktätiger in Ausübung 
der ihm obliegenden Pflichten rechtswidrig einem anderen 
einen Schaden verursacht. Es ist Aufgabe des Arbeitskol­
lektivs, die Ursachen des Versagens seines Mitglieds auf­
zudecken und diese — auch im Interesse aller Kollektiv­
mitglieder — zu beseitigen. Das Ziel, auch dieses Mitglied 
zur Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit und damit 
zu einem sozialistischen Verhalten überhaupt zu erziehen,

würde nicht erreicht, könnte sich der Betrieb unter 
bestimmten Voraussetzungen von der Verantwortlichkeit 
befreien.

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, daß in all 
diesen Fällen der auf einem freiwilligen oder auf einem 
Pflichtversicherungsverhältnis beruhende Versicherungs­
schutz des Betriebes nur dann eintritt, wenn der Betrieb 
zivilrechtlich verantwortlich ist. Der Versicherungsschutz 
tritt demnach nicht automatisch, unabhängig von der zivil­
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit ein. Daraus 
ergibt sich, daß die sach- und haftpflichtversicherungs­
rechtlichen Regelungen keineswegs die Bestimmungen über 
die zivilrechtliche Verantwortlichkeit überflüssig machen, 
sondern sie vielmehr voraussetzen. Die Leistungspflicht 
der Staatlichen Versicherung umfaßt dabei die Prüfung 
der materiellen Verantwortlichkeit des Betriebes, den Er­
satz des eingetretenen Schadens und die Abwehr unberech­
tigter Ansprüche des Geschädigten.

Durchsetzung der arbeitsrechtlichen materiellen 
Verantwortlichkeit des Werktätigen 
bei schuldhafter Schadensverursachung

Die Verantwortlichkeitsregelung der Betriebe für ihre 
Mitarbeiter darf in der Praxis jedoch nicht dazu führen, 
daß der den Schaden verursachende Werktätige von jeg­
lichem Einstehenmüssen ausgeschlossen wird. Deshalb 
bestimmt § 331 Satz 3 ZGB ausdrücklich, daß die Verant­
wortlichkeit des Betriebes nicht die Geltendmachung und 
Durchsetzung der Verantwortlichkeit des Mitarbeiters 
gegenüber dem Betrieb nach arbeitsrechtlichen oder ande­
ren Vorschriften berührt.6 Diese Regelung wird- auch nicht 
durch einen bestehenden Versicherungsschutz des Betrie­
bes für die durch seine Mitarbeiter in Erfüllung der 
Arbeitsaufgaben verursachten Schäden aufgehoben. Der 
Versicherungsschutz kann weder aus erzieherischen noch 
aus ökonomischen Gründen auf den unmittelbaren Einfluß 
des Betriebes auf den Werktätigen verzichten. Deshalb 
wird z. T. ausdrücklich festgelegt, daß der bestehende Ver­
sicherungsschutz die Prüfung der Voraussetzungen und ggf. 
die Durchsetzung der spezifischen .Verantwortlichkeit des 
Mitarbeiters durch den Betrieb nicht ausschließt.7 Die 
Staatliche Versicherung kann bei Nichterfüllung dieser 
Pflicht vom Betrieb den Betrag zurückfordern, den der 
Werktätige bei entsprechender Geltendmachung der mate­
riellen Verantwortlichkeit zu zahlen hätte.8

Die Regelung des § 331 ZGB verpflichtet die Betriebs­
leiter zu einer qualifizierten Leitungstätigkeit, mit der 
zugleich die sozialistische Gesetzlichkeit zu sichern ist. 
Dazu gehört auch, daß die Ursachen und Bedingungen der 
schadensverursachenden Handlung des Werktätigen exakt 
aufgeklärt werden. Wenn auch für den Eintritt der Ver­
antwortlichkeit des Betriebes die schuldhafte Schadens­
zufügung nicht Voraussetzung ist, so ist der Betrieb doch 
im Interesse einer einwandfreien Sachverhaltsaufklärung 
und der Einleitung von Maßnahmen zur Vorbeugung und 
Beseitigung von Rechtsverletzungen in Zusammenarbeit 
mit der Staatlichen Versicherung verpflichtet, alle Um­
stände jedes einzelnen Falls aufzuklären. Dazu gehört vor 
allem auch aus arbeitsrechtlicher Sicht die Untersuchung, 
ob der Mitarbeiter des Betriebes den Schaden schuldhaft 
verursacht hat.

Diese Maßnahmen sind vor allem deshalb erforderlich, 
um Klarheit darüber zu schaffen, ob gegen den schadens­
verursachenden Mitarbeiter Maßnahmen der arbeitsrecht­
lichen Verantwortlichkeit einzuleiten sind. Voraussetzun­
gen dafür sind die schuldhafte Verletzung der Arbeits­
disziplin (§ 252 Abs. 2 AGB) und die schuldhafte Ver­
ursachung des Schadens (§ 260 AGB). Das Vorliegen dieser 
Voraussetzungen haben der Betrieb, die Konfliktkommis­
sion und das staatliche Gericht zu prüfen. Die exakte 
Schuldfeststellung ist darüber hinaus aber auch deshalb 
unerläßlich, weil das AGB eine unterschiedliche Höhe der 
materiellen Verantwortlichkeit hinsichtlich der Schuldart


